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Antrag Drucksache Nr.: 2026/352 

 Datum: 04.05.2026 

 

 

Wiedervorlage  

Aktenzeichen  

Bezug-Nr.  

Fraktion CDU-Fraktion 

 Brenneis, Wolfgang 

 

Beratungsfolge Termin Status 

Ausschuss für Bauen, Wirtschaft, Landwirtschaft 

und Umwelt 

04.06.2026 öffentlich vorberatend 

Ausschuss für Grundsatzfragen, 

Gesellschaftliches Engagement, Kultur, Sport 

und Rechnungsprüfung 

19.05.2026 öffentlich vorberatend 

Kreisausschuss 18.06.2026 öffentlich vorberatend 

Kreistag  02.07.2026 öffentlich beschließend 

 

Betreff: 

Fortschreibung des Beschlusses 2018/559 für die eigenen Zuständigkeiten des Landkreises 

Potsdam-Mittelmark mit Zielhorizont 2050 bis 2060 

 

Beschlussvorschlag: 

 

1.) Der Beschluss des Kreistages vom 06.12.2018 (Drucksache 2018/559) 

„Integriertes Klimaschutzkonzept für die eigenen Zuständigkeiten des Landkreises Potsdam-

Mittelmark (Zeitraum 2019–2029)“ wird fortgeschrieben. 

 

2.) Mit der Fortschreibung verfolgt der Landkreis Potsdam-Mittelmark das Ziel, die 

Treibhausgasemissionen im Rahmen seiner eigenen Zuständigkeiten langfristig zu 

reduzieren und richtet seine strategische Klimaschutzarbeit auf einen Zielhorizont bis 2050 

spätestens 2060 aus. 

 

3.) Nicht erledigte Zielsetzungen des „Integrierten Klimaschutzkonzeptes für die eigenen 

Zuständigkeiten des Landkreises Potsdam-Mittelmark (Zeitraum 2019 – 2029) sind in die 

Fortschreibung einzubeziehen. 

 

4.) Die Umsetzung des fortgeschriebenen Klimaschutzkonzeptes soll zukünftig dem Grundsatz 

folgen, eine nachhaltige Reduktion von CO2 mit effizienten Investitionen zu verbinden. 

 

• Orientierung an den langfristigen europäischen Klimarahmenzielen.  
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• Priorisierung gesetzlicher Pflichtaufgaben gegenüber freiwilligen Leistungen. 

• Umsetzung von Maßnahmen ausschließlich im Rahmen der genehmigten 

Haushaltsmittel. 

 

 

 

• Entwicklung eines realistischen Maßnahmenkatalogs mit Monitoring und regelmäßiger 

Berichterstattung an den Kreistag. 

• Berücksichtigung wirtschaftlicher, sozialer und infrastruktureller Rahmenbedingungen. 

 

5.) Die Inhalte des Konzeptes sind sowohl im Strategieprogramm als auch bei der 

Haushaltsaufstellung zu berücksichtigen.  

 

6.) Die Fortschreibung bleibt – wie bereits 2018 – ausdrücklich auf die eigenen Zuständigkeiten 

des Landkreises beschränkt und entfaltet keine Bindungswirkung für kreisangehörige 

Kommunen. 

 

Begründung:  

 

Mit Beschluss vom 06.12.2018 hat der Kreistag das „Integrierte Klimaschutzkonzept für die eigenen 

Zuständigkeiten des Landkreises Potsdam-Mittelmark“ als Handlungsgrundlage für die Verwaltung 

im Zeitraum 2019 bis 2029 verabschiedet. Dabei handelte es sich ausdrücklich um eine politische 

Selbstverpflichtung des Landkreises für seine eigenen Aufgabenbereiche, nicht um rechtlich 

bindende Klimaziele. Konkrete Klimaziele gehen aus dem Konzept nicht hervor.  

 

Seit dem Beschluss von 2018 haben sich die politischen, wirtschaftlichen und finanziellen 

Rahmenbedingungen erheblich verändert: 

 

Die Europäische Union hat ihre Klimapolitik auf einen langfristigen Pfad bis 2040 und 2050 

ausgerichtet. Zu beachten ist, dass die EU lediglich Orientierungsrahmen setzt und keine konkreten 

Vorgaben auf Kreisebene. Infolgedessen gibt es kein EU-Ziel, das die Terminierung für kommunale 

oder regionale Konzepte festlegt oder bindend vorgibt.  

Die kommunale Familie stehen heute und in Zukunft unter deutlich stärkerem Haushaltsdruck, da 

sie nicht auskömmlich finanziert ist. Insbesondere konsumtive Ausgaben bei Pflichtaufgaben haben 

exponentiell zugenommen. Gleiches gilt für investive Aufwendungen. Bei den wenigen 

verbleibenden freiwilligen Aufgaben verhält es sich nicht anders. 

 

Dazu tritt eine Wirtschaftsflaute ungeahnten Ausmaßes, der Mangel an Facharbeiter, immer 

knapper werdende und schwerer verfügbare Ressourcen, lange Genehmigungsverfahren sowie 

völlig unzureichende Speicher- und Netzkapazitäten, um nur einige Beispiele des realen täglichen 

Lebens aufzuzeigen. 

 

Mit der Fortschreibung des Beschlusses 2018/559 und der Ausrichtung auf die Jahre 2050 bis 2060 

verfolgt der Landkreis folgende Ziele: 

 

• Festschreibung eines eigenen Null-Emissionszieles. 

• Herstellung langfristiger realistischer Planungssicherheit. 

• Vermeidung kurzfristiger finanzieller Überforderung. 

• Realistische Priorisierung zwischen freiwilligem Klimaschutz und Pflichtaufgaben. 

• Höhere Akzeptanz bei Verwaltung, Politik, Wirtschaft und Bevölkerung. 
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Der Kreistag passt mit diesem Beschluss die politische Selbstverpflichtung aus dem Jahre 2018 an 

neue europäische Zielhorizonte und die aktuelle Haushaltsrealität an. Klimaschutz bleibt ein 

wichtiges Handlungsfeld. Gelingen wird dies jedoch nur, wenn es auf einen realistischen, 

finanzierbaren und umsetzbaren Zeitrahmen ausgerichtet wird. 

 

Aufwendungen: keine 

 

Verteiler nach Beschlussfassung:    Verwaltungsleitung, Stabsbereich 

 

 

 

 

Wolfgang Brenneis          

Vorsitzender der CDU-Fraktion  
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TOP 8.3. 

Fortschreibung des Beschlusses 2018/559 für die eigenen Zuständigkeiten des Landkreises 

Potsdam-Mittelmark mit Zielhorizont 2050 bis 2060 

(Beschluss Nummer: 2026/352) 

 

Herr Brenneis, CDU, betont, dass sich wesentliche Rahmenbedingungen seit dem Jahr 2018 

verändert haben und begründet dahingehend den Antrag. Insbesondere die aktuelle 

finanzielle Situation ist mit der Ausgangslage im Jahr 2018 nicht vergleichbar. Er erläutert 

weitere Unterschiede und verweist erneut auf den IPCC-Bericht. Er stellt klar, dass 

Klimaschutz weiterhin eine wichtige Aufgabe ist, jedoch nur mit realistisch umsetzbaren 

Zielzeiträumen erfolgreich gestaltet werden kann. Er bittet daher um Zustimmung zum 

Antrag. 

 

Herr Baaske, SPD, äußert, dass er den Antrag als sehr zurückhaltend empfindet und 

begründet dies. Er führt aus, dass der Antrag inhaltlich aus einem Koalitionsvertrag 

übernommen worden ist, in dem ebenfalls Regelungen zum Klimaschutz enthalten sind und 

verliest hierzu einen Auszug. 

 

Frau Krawczyk, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, erklärt, dass der Fokus mittlerweile nicht mehr 

ausschließlich auf dem Klimaschutz liegt, sondern zunehmend auf der Anpassung an die 

Folgen des Klimawandels. Sie weist darauf hin, dass eine Zielsetzung bis zum Jahr 2060 aus 

ihrer Sicht nicht zielführend ist. Zudem stellt sie klar, dass in Deutschland das Jahr 2045 als 

Zieljahr festgelegt ist und der Landkreis an geltende gesetzliche Vorgaben gebunden ist. 

Sollte der Antrag entsprechend angepasst werden, insbesondere hinsichtlich des Zieljahres 

2045 und der geltenden Rechtslage, würde ihre Fraktion diesem zustimmen. 

 

Frau Lorentz, SPD, erklärt, dass ihre Fraktion dem Antrag grundsätzlich folgt. Sie bringt 

jedoch zu Punkt 2 einen Änderungsantrag ein, wonach der Zielhorizont auf maximal das Jahr 

2050 festgelegt werden soll. Zudem beantragt sie die Aufnahme eines neuen Punktes 7 mit 

dem Inhalt: „Die Verwaltung wird verpflichtet, das Konzept nach fünf Jahren zu evaluieren.“ 

Sie begründet die Änderungsanträge und weist ergänzend auf aus ihrer Sicht bestehende 

Unstimmigkeiten im Antrag hin. Sie bittet um Zustimmung zu den eingebrachten 

Änderungen. 

 

Die Vorsitzende nimmt die Änderungsanträge auf und erklärt, zunächst mit der Rednerliste 

fortzufahren. Die Abstimmung über die eingebrachten Änderungen soll anschließend 

erfolgen. 

 

Frau Zscherper, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, stellt fest, dass mehrfach betont wurde, 

Klimaschutz muss leistbar sein. Sie weist jedoch darauf hin, dass auch die Folgen des 

Klimawandels erhebliche Kosten verursachen würde. Sie führt aus, dass Hitzetage bereits 

heute einen hohen wirtschaftlichen Schaden verursachten und die Aussage „wir zahlen 

später“ aus ihrer Sicht nicht zielführend ist. Sie spricht sich dafür aus, am Zielhorizont 2050 

festzuhalten. 

 

Herr Büchner, BVB/Freie Wähler, erklärt, dass er bei einem gefassten Beschluss diesen 

möglichst noch selbst erleben möchte. Er stellt fest, dass wiederholt über Zeiträume und 

Jahreszahlen diskutiert wird. Er weist darauf hin, dass Fördermittel vorhanden sind, jedoch 
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regelmäßig Eigenmittel erforderlich sind und die Fördermittel natürlich nicht mehr wie die 

Jahre zuvor vergeben werden. Abschließend betont er die Bedeutung der Festlegung und 

Verfolgung konkreter Ziele. 

 

Frau Krawczyk stellt einen Geschäftsordnungsantrag auf eine fünfminütige Beratungspause.  

 

Die Vorsitzende unterbricht die Sitzung von 16:26 Uhr bis 16:32 Uhr. 

 

Nach Wiederaufnahme der Sitzung erklärt Herr Brenneis, dass seine Fraktion hinsichtlich des 

Kompromissvorschlags der SPD bereit ist, die Evaluierung als neuen Punkt 7 aufzunehmen. 

Eine Änderung des Zielzeitraums kann jedoch nicht geändert werden. 

 

Frau Lorentz beantragt, die einzelnen Punkte des Antrags getrennt abzustimmen und 

begründet ihren Antrag. 

 

Da kein weiterer Redebedarf besteht, kündigt die Vorsitzende die Abstimmung über den 

Änderungsantrag zu Punkt 2 an und bittet Frau Lorentz, die genaue Formulierung nochmals 

zu wiederholen. 

 

Frau Lorentz erläutert, dass beantragt wird, die Jahreszahlen „50–60“ durch „40–50“ zu 

ersetzen. 

 

Die Vorsitzende verliest dies noch einmal zum Verständnis. 

 

Frau Krawczyk erkundigt sich, ob sich die Änderung sowohl auf Punkt 2 als auch auf die 

Überschrift bzw. den Betreff bezieht. Die Vorsitzende bestätigt dies. 

 

Die Vorsitzende bittet um Abstimmung den genannten Änderungsantrag zu dem Punkt 2 im 

Antrag. 

 

Abstimmungsergebnis:  mehrheitlich abgelehnt 

(18 Ja-Stimmen, 28 Nein-Stimmen) 

 

 

Der Antrag von Frau Lorentz auf getrennte Abstimmung der einzelnen Punkte des Antrags 

wird als Änderung des Abstimmungsverfahrens vor der Abstimmung über den Gesamtantrag 

zur Abstimmung von der Vorsitzenden gestellt. 

 

Abstimmungsergebnis:  mehrheitlich abgelehnt 

(13 Ja-Stimmen, 33 Nein-Stimmen) 

 

 

Anschließend bittet die Vorsitzende um Abstimmung über den Gesamtantrag. 

 

Abstimmungsergebnis:  mehrheitlich beschlossen 

(28 Ja-Stimmen, 16 Nein-Stimmen, 2 Enthaltungen) 

 

Beschluss 
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1.) Der Beschluss des Kreistages vom 06.12.2018 (Drucksache 2018/559) 

„Integriertes Klimaschutzkonzept für die eigenen Zuständigkeiten des 

Landkreises Potsdam-Mittelmark (Zeitraum 2019–2029)“ wird fortgeschrieben. 

 

2.) Mit der Fortschreibung verfolgt der Landkreis Potsdam-Mittelmark das Ziel, die 

Treibhausgasemissionen im Rahmen seiner eigenen Zuständigkeiten langfristig 

zu reduzieren und richtet seine strategische Klimaschutzarbeit auf einen 

Zielhorizont bis 2050 spätestens 2060 aus. 

 

3.) Nicht erledigte Zielsetzungen des „Integrierten Klimaschutzkonzeptes für die 

eigenen Zuständigkeiten des Landkreises Potsdam-Mittelmark (Zeitraum 2019 – 

2029) sind in die Fortschreibung einzubeziehen. 

 

4.) Die Umsetzung des fortgeschriebenen Klimaschutzkonzeptes soll zukünftig dem 

Grundsatz folgen, eine nachhaltige Reduktion von CO2 mit effizienten 

Investitionen zu verbinden. 

 

• Orientierung an den langfristigen europäischen Klimarahmenzielen.  

• Priorisierung gesetzlicher Pflichtaufgaben gegenüber freiwilligen Leistungen. 

• Umsetzung von Maßnahmen ausschließlich im Rahmen der genehmigten 

Haushaltsmittel. 

• Entwicklung eines realistischen Maßnahmenkatalogs mit Monitoring und 

regelmäßiger Berichterstattung an den Kreistag. 

• Berücksichtigung wirtschaftlicher, sozialer und infrastruktureller 

Rahmenbedingungen. 

 

5.) Die Inhalte des Konzeptes sind sowohl im Strategieprogramm als auch bei der 

Haushaltsaufstellung zu berücksichtigen.  

 

6.) Die Fortschreibung bleibt – wie bereits 2018 – ausdrücklich auf die eigenen 

Zuständigkeiten des Landkreises beschränkt und entfaltet keine 

Bindungswirkung für kreisangehörige Kommunen. 

 

7.) Die Verwaltung wird den Stand der Umsetzung dieses Beschlusses alle fünf Jahre 

evaluieren.  
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Landkreis  

Potsdam-Mittelmark Der Kreistag 

  

 

 

 

 

Beschluss ( öffentlich ) 

 

 

Sitzung  12. Sitzung des Kreistages Potsdam-Mittelmark  

Sitzungsdatum 02.07.2026 
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Fortschreibung des Beschlusses 2018/559 für die eigenen Zuständigkeiten des Landkreises 

Potsdam-Mittelmark mit Zielhorizont 2050 bis 2060 

(Beschluss Nummer: 2026/352) 

 

Beschluss 

 

1.) Der Beschluss des Kreistages vom 06.12.2018 (Drucksache 2018/559) 

„Integriertes Klimaschutzkonzept für die eigenen Zuständigkeiten des Landkreises 

Potsdam-Mittelmark (Zeitraum 2019–2029)“ wird fortgeschrieben. 

 

2.) Mit der Fortschreibung verfolgt der Landkreis Potsdam-Mittelmark das Ziel, die 

Treibhausgasemissionen im Rahmen seiner eigenen Zuständigkeiten langfristig zu 

reduzieren und richtet seine strategische Klimaschutzarbeit auf einen Zielhorizont 

bis 2050 spätestens 2060 aus. 

 

3.) Nicht erledigte Zielsetzungen des „Integrierten Klimaschutzkonzeptes für die 

eigenen Zuständigkeiten des Landkreises Potsdam-Mittelmark (Zeitraum 2019 – 

2029) sind in die Fortschreibung einzubeziehen. 

 

4.) Die Umsetzung des fortgeschriebenen Klimaschutzkonzeptes soll zukünftig dem 

Grundsatz folgen, eine nachhaltige Reduktion von CO2 mit effizienten 

Investitionen zu verbinden. 

 

• Orientierung an den langfristigen europäischen Klimarahmenzielen.  

• Priorisierung gesetzlicher Pflichtaufgaben gegenüber freiwilligen Leistungen. 

• Umsetzung von Maßnahmen ausschließlich im Rahmen der genehmigten 

Haushaltsmittel. 

• Entwicklung eines realistischen Maßnahmenkatalogs mit Monitoring und 

regelmäßiger Berichterstattung an den Kreistag. 

• Berücksichtigung wirtschaftlicher, sozialer und infrastruktureller 

Rahmenbedingungen. 
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5.) Die Inhalte des Konzeptes sind sowohl im Strategieprogramm als auch bei der 

Haushaltsaufstellung zu berücksichtigen.  

 

6.) Die Fortschreibung bleibt – wie bereits 2018 – ausdrücklich auf die eigenen 

Zuständigkeiten des Landkreises beschränkt und entfaltet keine Bindungswirkung 

für kreisangehörige Kommunen. 

 

7.) Die Verwaltung wird den Stand der Umsetzung dieses Beschlusses alle fünf Jahre 

evaluieren.  

 

Abstimmungsergebnis:  mehrheitlich angenommen 

 

 

 

Verteiler: Verwaltungsleitung, Stabsbereich 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kathrin Heilmann 

Vorsitzende des Kreistages 
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